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Abschluss von Betriebsvereinbarun-

gen  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 8. Feb-

ruar 2022 – 1 AZR 233/21 

 

Der Abschluss einer Betriebsverein-

barung setzt einen wirksamen Be-

schluss des Betriebsrats voraus. Es 

genügt nicht, wenn allein der Vorsit-

zende unterschreibt. Der Arbeitgeber 

kann sich nicht auf eine Anscheins-

vollmacht berufen, denn er kann und 

muss den Beschluss überprüfen. 

 

Die Entscheidung 

Die Arbeitgeberin ist ein Unternehmen 

der Stahlindustrie. Der Kläger ist seit Ap-

ril 1997 im Werk als Industriemechaniker 

tätig. Auf sein Arbeitsverhältnis finden die 

Tarifverträge der Eisen- und Stahlindust-

rie Anwendung. 2017 wurde das Entgelt-

system im Unternehmen neu geordnet. 

Zu diesem Zweck unterzeichneten der 

Betriebsratsvorsitzende und die Arbeit-

geberin zwei Betriebsvereinbarungen. 

Die erste regelte die neuen Entgeltgrund-

sätze im Rahmen des Tarifvertrags, die 

zweite regelte den Abbau und Wegfall 

der Zulagen, die bisher im Werk R ge-

zahlt wurden. Darin wurde festgelegt, 

dass die Zulagen durch eine „monatliche 

Abschmelzung“ in Höhe von 200,00 € re-

duziert werden sollten. In der Folge 

wurde der Industriemechaniker neu ein-

gruppiert. Sein Bruttogehalt reduzierte 

sich von 3824 Euro auf 3624 Euro mo-

natlich. Er wehrte sich mit einer Klage ge-

gen diese Gehaltseinbuße. Er machte 

geltend, die Betriebsvereinbarung sei 

nicht wirksam zustande gekommen. Es 

habe keinen Betriebsratsbeschluss ge-

geben, sie abzuschließen. Der Vorsit-

zende habe mit seiner Unterschrift ohne 

Vollmacht gehandelt. Das Arbeitsgericht 

Wuppertal und das Landesarbeitsgericht 

Düsseldorf wiesen die Klage ab. Zur Be-

gründung führten die Richter aus, die Be-

triebsvereinbarung sei auch ohne Be-

schluss des Betriebsrats wirksam. Nach 

den "Grundsätzen der Anscheinsvoll-

macht" müsse sich das Gremium sein 

Handeln zurechnen lassen. Dies habe 
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zur Folge, dass die Betriebsvereinbarung 

Entlohnung/Grundsätze (formell) wirk-

sam abgeschlossen worden sei und nor-

mative Wirkung entfaltet. Die Richter be-

gründet dies damit, dass es um ein Ent-

geltsystem gehe und daher in besonde-

rer Weise Vertrauensschutz notwendig 

sei. 

 

Das Bundesarbeitsgericht hat das Urteil 

des LAG Düsseldorf aufgehoben und 

ausdrücklich klargestellt, dass einem Be-

triebsrat eine von einem Betriebsratsvor-

sitzenden abgegebene Erklärung zum 

Abschluss einer Betriebsvereinbarung 

nicht durch Anscheinsvollmacht zuge-

rechnet werden kann, wenn das Gre-

mium keinen Beschluss gefasst hat. Der 

Betriebsrat ist ein Kollegialorgan, das 

seinen gemeinsamen Willen durch Be-

schluss bilde. Eine nicht von einem sol-

chen Beschluss gedeckte Erklärung des 

Vorsitzenden könne daher keine Rechts-

wirkungen entfalten. Der Arbeitgeber 

kann und muss sich selbst vergewissern, 

dass der Betriebsrat der Vereinbarung in 

einem ordnungsgemäßen Beschluss zu-

stimmt. Die Mittel dafür gibt ihm das Be-

triebsverfassungsgesetz: Er kann eine 

Betriebsratssitzung zum Abschluss der 

Betriebsvereinbarung beantragen und 

daran teilnehmen (§ 29 Abs. 4 BetrVG). 

Der Betriebsrat hat die Nebenpflicht, dem 

Arbeitgeber auf dessen Verlangen eine 

Abschrift desjenigen Teils des Sitzungs-

protokolls zu übergeben, der die Be-

schlussfassung des Gremiums festhält (§ 

29 Abs. 4, § 34 Abs.2 Satz 1 BetrVG). 

Der Arbeitgeber müsse diese Abschrift 

auch zeitnah vom Betriebsrat anfordern. 

 

Praxistipp 

Der Arbeitgeber kann künftig kein „gut-

gläubiges Vertrauen“ in Anspruch neh-

men, was den Abschluss von Betriebs-

vereinbarungen angeht. Er muss sich 

selbst vergewissern, dass der Betriebsrat 

einen dahingehenden Beschluss ord-

nungsgemäß gefasst hat. Im Gegenzug 

sind Betriebsräte damit auch gut gegen 

Alleingänge ihrer Vorsitzenden abgesi-

chert. Was nicht ordnungsgemäß be-

schlossen und protokolliert ist, kann der 

Vorsitzende auch nicht nach außen ver-

treten. 

 

 

 

Ausschluss aus dem Betriebsrat nach 

§ 23 BetrVG 

Landesarbeitsgericht Thüringen, Be-

schluss vom 14.04.2022, 2 TaBV 8/21 
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Eine Pflichtverletzung, die während ei-

ner vorangegangenen Amtszeit des 

Betriebsrats begangen wurde, recht-

fertigt nicht den Ausschluss des wie-

dergewählten Betriebsratsmitglieds 

aus dem neu gewählten Betriebsrat. 

 

Die Entscheidung 

Der Arbeitgeber hat ein Ausschlussver-

fahren gegen ein Betriebsratsmitglied 

eingeleitet. Diesem wurde vorgeworfen, 

gegen die Schweigepflicht verstoßen zu 

haben. Vertrauliche Informationen über 

bestimmte Beschäftigte seien im Zusam-

menhang mit personellen Einzelmaß-

nahmen öffentlich geworden. Der Be-

triebsrat und das Mitglied haben die Vor-

würfe als ungerechtfertigt zurückgewie-

sen. Bei der folgenden Betriebsratswahl 

wurde das Betriebsratsmitglied wieder-

gewählt und sogar zum Vorsitzenden des 

Gremiums bestimmt. Der Arbeitgeber be-

gehrt weiter den Ausschluss aus dem 

Gremium. 

 

Der Antrag des Arbeitgebers auf Aus-

schluss aus dem Betriebsrat wurde voll-

ständig zurückgewiesen. Für einen Aus-

schluss aus dem Gremium nach § 23 

Abs. 1 BetrVG muss das Mitglied eine 

seiner Amtspflichten in schwerwiegender 

Art und Weise verletzt haben, so dass die 

weitere Amtsausübung dadurch untrag-

bar ist. Hier hatte der Arbeitgeber vorge-

tragen, das Betriebsratsmitglied habe 

seine Pflicht zur Verschwiegenheit ver-

letzt. Dies kann zwar im Einzelfall zum 

Ausschluss aus dem Betriebsrat führen, 

allerdings muss es sich um eine Pflicht-

verletzung aus der aktuellen Amtszeit 

handeln. Eine Pflichtverletzung, die wäh-

rend einer vorangegangenen Amtszeit 

des Betriebsrats begangen wurde, zählt 

auch dann nicht, wenn es noch Auswir-

kungen auf die neue Amtszeit gibt. Da im 

vorliegenden Fall die vorgeworfene 

Pflichtverletzung in der abgelaufenen 

Amtszeit erfolgt sein soll, konnte der Ar-

beitgeber das Betriebsratsmitglied nicht 

gerichtlich aus dem Betriebsrat aus-

schließen lassen. 

 

Praxistipp 

Ein Betriebsrat kann nur durch ein Ge-

richt aus dem Amt ausgeschlossen wer-

den. Das Ausschlussverfahren nach § 23 

BetrVG kommt durchaus oft zur Anwen-

dung. Voraussetzung ist das Vorliegen 

eines schweren Verstoßes gegen Be-

triebsratspflichten (z.B. Verletzung der 

Schweigepflicht, Weitergabe von Ge-

haltslisten, Handgreiflichkeiten, etc.). Ar-

beitsrechtliche Verstöße (Zuspät-Kom-

men, Arbeitsverweigerung) zählen nicht. 

Zudem muss der Fehler in der aktuellen, 

laufenden Amtszeit passiert sein. Nach 

einer Neuwahl beginnt alles von vorne. 
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Kein Versand von Gewerkschaftsin-

formationen per E-Mail 

Arbeitsgericht Bonn, Urteil vom 

23.05.2022 – 2 Ca 93/22 

Gewerkschaftswerbung im Betrieb ist 

erlaubt. Der Umfang jedoch ist be-

grenzt. Eine Präsentation der Gewerk-

schaft im Intranet des Unternehmens 

ist ausreichend. Den Versand von In-

formationen über dienstliche E-Mail-

Adressen muss der Arbeitgeber nicht 

ermöglichen. 

 

Die Entscheidung 

Die Klägerin ist eine im Betrieb vertre-

tene Gewerkschaft. Der Arbeitgeber ge-

währt der Gewerkschaft Zugang zum In-

tranet des Unternehmens, um dort Infor-

mationen zu veröffentlichen und auf ihr 

Angebot aufmerksam zu machen. 

Da wegen der Corona-Pandemie viele 

Beschäftigte teilweise dauerhaft im 

Homeoffice beschäftigt werden, will die 

Gewerkschaft den Arbeitgeber verpflich-

ten, dass dieser E-Mails mit einem von 

der Klägerin gestalteten Inhalt an alle bei 

ihm Beschäftigten versendet und dafür 

die dienstlichen E-Mail-Adressen nutzt. 

Das Arbeitsgericht Bonn hat die Klage 

abgewiesen. Der Arbeitgeber sei nicht 

verpflichtet, E-Mails mit einem von einer 

Gewerkschaft gestalteten Inhalt an alle 

Beschäftigten zu versenden. 

Die Betätigungsfreiheit von Gewerk-

schaften bzw. Arbeitnehmervereinigun-

gen ist durch Art. 9 Abs. 3 GG geschützt. 

Dieser Schutz umfasst u.a. auch die Mit-

gliederwerbung und die Information über 

ihre Aktivitäten. Soweit jedoch die Ge-

werkschaft für ihre Betätigung Betriebs-

mittel des Arbeitgebers in Anspruch neh-

men muss, bedarf es einer Abwägung 

zwischen den Interessen der Gewerk-

schaft und denen des Arbeitgebers. 

Das Bundesarbeitsgericht hat entschie-

den, dass eine solche Abwägung den 

Gewerkschaften ermöglicht, selbst E-

Mails – auch ohne Einwilligung des Ar-

beitgebers – an die ihr bekannten dienst-

lichen E-Mail-Adressen ihrer Mitglieder 

zu versenden. 

Nach Einschätzung des Arbeitsgericht 

Bonn beanspruchte die Gewerkschaft im 

zu entscheidenden Fall allerdings deut-

lich mehr. Sie wollte den Arbeitgeber 

selbst verpflichten, seine technischen 

und organisatorischen Ressourcen ein-

zusetzen, um den E-Mail-Versand in ih-

rem Interesse zu organisieren. Zudem 

hätte er die Gewerkschaftsinfos allen Be-

schäftigten unabhängig von ihrer Mit-

gliedschaft in der Gewerkschaft zusen-

den müssen. 

Das Arbeitsgericht war der Auffassung, 

der vom Arbeitgeber ermöglichte Zugang 

zum unternehmensinternen Intranet sei 

ausreichend. Hiermit könnten alle auch 

im Homeoffice Beschäftigten erreicht 
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werden. Ein darüber hinausgehender 

Versand von E-Mails sei nicht erforder-

lich. Dies würde das Recht des Arbeitge-

bers an einem störungsfreien Betriebs-

ablauf übermäßig beeinträchtigen. 

 

Praxistipp 

Positiv zu bewerten ist, dass sich nach 

der Ansicht des Arbeitsgerichts Bonn das 

Zugangsrecht der Gewerkschaften auch 

auf die im Homeoffice Beschäftigten er-

streckt. 

Hat der Arbeitgeber diesen Zugang z. B. 

über sein Intranet ermöglicht, ist er aber 

nach der Auffassung des Arbeitsgerichts 

Bonn nicht verpflichtet, seinen Beschäf-

tigten per E-Mail Infos der Gewerkschaft 

weiterzuleiten. 

Die Gewerkschaften können jedoch ver-

suchen, mit den Arbeitgebern über wei-

tergehende digitale Zugangsmöglichkei-

ten zu verhandeln.  
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